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Refinanzierung und Kostenüberwälzung 
(1) Es ist eine alte bildungsökonomische Erkenntnis, dass diejenigen, die für ihre Bildung zahlen, nicht unbedingt diejenigen sind, die auch deren Kosten tragen. In der bildungspolitischen Diskussion steht demgegenüber zumeist der Zahlungs- und Liquiditätsaspekt im Vordergrund. Es geht also um die Frage, wer die erforderlichen Mittel aufbringt. Sowohl unter dem Gesichtspunkt der Allokation als auch der Verteilungsgerechtigkeit müssen jedoch die Möglichkeiten einer Refinanzierung und / oder Überwälzung von Ausgaben, Aufwendungen oder Kosten mitbedacht werden. 

(2) Refinanzierung meint die Beteiligung Dritter an den entstandenen Aufwendungen. Entscheidend ist, dass Dritte aufgrund individueller Zusagen, vertraglicher Übereinkünfte oder gesetzlicher Regelungen einen finanziellen Beitrag leisten und ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Zahlung und der Bildungsmaßnahme oder -teilnahme besteht. Eine Refinanzierung von Bildungskosten erfolgt zum Beispiel dadurch, dass 

· Betriebe oder Bildungsanbieter für die Durchführung bestimmter Bildungsmaßnahmen staatliche Zuschüsse erhalten, 

· der Staat oder Betriebe sich an den individuellen Bildungskosten durch Zuschüsse beteiligen, 

· Gebietskörperschaften ihrerseits Zuschüsse von anderen Gebietskörperschaften erhalten. 

(3) Bei der Kostenüberwälzung oder Inzidenz hingegen beteiligen sich Dritte indirekt, unfreiwillig und häufig auch unwissentlich an den Bildungskosten. Möglichkeiten zur Kostenüberwälzung bestehen in vielfältiger Weise, und zwar prinzipiell auf allen Ebenen des Bildungswesens bzw. bei allen Zahlern oder Finanziers. 

Individuen können die Bildungskosten beispielsweise dadurch überwälzen, dass sie die Bildungsausgaben im Rahmen der Einkommensteuer als Sonderausgaben oder Werbungskosten absetzen. Außerdem können sie versuchen, die Arbeitgeber daran zu beteiligen, indem sie aufgrund der verbesserten Qualifikation ein höheres Gehalt durchsetzen und zu diesem Zweck unter Umständen sogar den Betrieb wechseln. 

Letztlich trägt auch der Staat die Ausgaben für Bildung nicht selbst. Er wälzt sie vielmehr auf die Gemeinschaft der Steuerzahler ab. Im Falle der Kreditierung verlagert er die Belastung auf künftige Generationen. Entscheidend dabei ist, dass derjenige, der mit seinen Steuern und Abgaben zur Bildungsfinanzierung beiträgt, keinen diesen Zahlungen entsprechenden Anspruch auf Gegenleistung hat. 

Überwälzung betrieblicher Kosten 

(4) Angesichts des quantitativen Gewichts der Betriebe an der Weiterbildungsfinanzierung sowie der marktwirtschaftlichen Verfassung des Weiterbildungssektors wird die Überwälzungsproblematik häufig auf die Überwälzung von betrieblichen Weiterbildungsaufwendungen reduziert. Grundsätzlich kann eine Überwälzung sowohl auf die Kunden und die Mitarbeiter als auch die Allgemeinheit erfolgen. 

· Aus- und Weiterbildungsaufwendungen werden kalkulatorisch in den Preisen der Güter und Dienstleistungen erfasst. Darin dokumentiert sich der Versuch der Betriebe, Bildungskosten auf die Kunden zu überwälzen. Voraussetzung ist allerdings, dass die Kundenpräferenzen und die Wettbewerbssituation dies zulassen. 

· Eine Überwälzung auf die Mitarbeiter kann beispielsweise in der Weise erfolgen, dass der Produktivitätsvorteil, der mit Bildungsmaßnahmen verbunden ist, entweder gar nicht oder nur zum Teil in Form von erhöhten Löhnen oder verbesserten Sozialleistungen an die jeweiligen Mitarbeiter weitergegeben wird. Voraussetzung ist allerdings, dass die Mitarbeiter weder individuell noch kollektiv eine dem Produktivitätszuwachs entsprechende Lohnerhöhung durchsetzen können. 

· Schließlich erfolgt eine Überwälzung der Kosten auf die Gemeinschaft der Steuerzahler in der Weise, dass die Aufwendungen für Bildung den steuerpflichtigen Gewinn schmälern. Voraussetzung ist allerdings, dass die Unternehmen überhaupt einen steuerpflichtigen Gewinn erzielen. Die Entlastungswirkung hängt darüber hinaus von den Steuersätzen ab. Eine vollständige Überwälzung ist selbst bei den Spitzensteuersätzen nicht gegeben. 

(5) Während die Zahlung oder Zahlungsverpflichtung für die Betriebe größtenteils feststeht, erscheinen die Überwälzungsmöglichkeiten in höchstem Maße fraglich und unsicher. Als Finanzierungsquelle scheiden sie weitgehend aus. Gelingt eine Kostenüberwälzung nicht – und dies ist nicht nur ein theoretisches, sondern ein praktisches Problem – besteht für die Betriebe nur die Möglichkeit, entweder die Belastung hinzunehmen oder gegebenenfalls an anderer Stelle (etwa beim Personalbestand) Kosten zu senken. In diesem Fall würden sich freiwillige oder durch Gesetze veranlasste Bildungsinvestitionen letztlich zu Lasten einzelner Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen auswirken. 

(6) Angesichts hoher Lohn- und Lohnzusatzkosten sowie verkürzter Arbeitszeiten erwarten Betriebe eine zunehmende Eigenverantwortung der Mitarbeiter bei ihrer Weiterbildung. Dies schließt nicht zuletzt auch eine Beteiligung an den Kosten mit ein. Sie kann entweder dadurch erfolgen, dass Mitarbeiter Kosten anteilig übernehmen, Freizeit für die Teilnahme einbringen, auf mögliche Einkommenssteigerungen als Folge der erhöhten Produktivität verzichten oder derartige Erhöhungen aufgrund der Verhandlungsmacht nicht durchsetzen können. 

(7) Entscheidend für die Beurteilung der Kosteninzidenz ist die zeitliche Dimension. Zahler und Kostenträger sind nur dann personell oder institutionell identisch, wenn der Zeitfaktor außer acht bleibt. Wirtschaft ist jedoch ein dynamisches System, dass auf Veränderungen der Parameter unverzüglich reagiert. Bereits unmittelbar nach der Zahlung oder der Teilnahme an Weiterbildung erfolgen Reaktionen der Wirtschaftssubjekte. Sie sind zum einen auf ein ökonomisches Wachstum oder eine Effizienzsteigerung gerichtet, um durch vermehrte Einnahmen in der Zukunft die Ausgaben der Vergangenheit zu kompensieren (Investitionsaspekt). Zum anderen zielen sie darauf ab, Zuschüsse von Dritten zu erhalten (Refinanzierungsaspekt) oder Aufwendungen an Dritte zu überwälzen (Inzidenzaspekt). Je größer der zeitliche Abstand zwischen der Beendigung der Maßnahme bzw. dem Mittelabfluss und dem Zeitpunkt der Analyse ist, desto häufiger fallen Zahler, Kostenträger und Nutznießer personell und institutionell auseinander. 

Berufsbildung als Investition 

(8) Die Inanspruchnahme oder Partizipation an beruflicher Bildung ist kein Selbstzweck, sondern erfolgt, um damit wirtschaftliche Vorteile zu erzielen oder einen ökonomisch relevanten Nutzen zu stiften. Entscheidungsrelevant sind deshalb nicht allein die Aufwendungen oder Kosten, sondern die Kosten-Nutzen-Relation. 

· Für das Individuum ist berufliche Bildung zunächst ein Instrument der Lebensgestaltung. Sie bereitet die Grundlage für eine berufliche Karriere, sichert die Beschäftigungsfähigkeit, ermöglicht einen beruflichen Aufstieg oder verbessert die Einkommenssituation. Individuen fragen sich, ob der Nutzen, die monetären und nichtmonetären Erträge, den Aufwand an Zeit und Finanzen rechtfertigen.

· Für Betriebe bedeuten Aus- und Weiterbildung einen Beitrag zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit. Der Nutzen kann daran gemessen werden, inwieweit Bildung einen Beitrag zur Erreichung betrieblicher Ziele geleistet hat. Maßstab hierfür ist nicht zuletzt die Ertragslage. 

· Entscheidungsträger in öffentlichen Institutionen prüfen, ob der finanzielle Aufwand im Hinblick auf gesellschafts-, bildungs-, wirtschafts- oder arbeitsmarktpolitische Ziele gerechtfertigt ist. 

(9) Eine Chance, die Kostenbelastung zu mindern oder gänzlich zu vermeiden, besteht für Wirtschaftssubjekte darin, durch Bildung einen Nutzen oder ökonomischen Mehrwert zu erzielen. Dies gilt insbesondere für die betriebliche Aus- und Weiterbildung. 

· Den betrieblichen Kosten der Berufsausbildung müssen beispielsweise nicht nur die produktiven Leistungen der Auszubildenden gegenübergestellt werden, sondern auch die betrieblichen Opportunitätserträge. Sie bestehen beispielsweise in eingesparten Rekrutierungskosten für Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt, reduzierten Einarbeitungs- und Fortbildungskosten für fremdeingestellte Fachkräfte sowie einer stabilen Lohn- und Gehaltsstruktur. Ein beträchtlicher Teil der betrieblichen Aufwendungen kann dadurch kompensiert werden. Unter Umständen entstehen sogar Nettoerträge.

· Den betrieblichen Bildungsaufwendungen muss der jeweilige ökonomische Nutzen gegenübergestellt werden. Er artikuliert sich unter anderem in Produktivitätsgewinnen, Umsatzsteigerungen, Qualitätsverbesserungen oder einer größeren Betriebszufriedenheit der Mitarbeiter. Im Rahmen der Balanced Scorecard wird versucht, ein umfassendes und auf die Ziele des Unternehmens ausgerichtetes System von Kennziffern zu installieren. 

(10 ) Der Nutzen von Bildung, insbesondere auch von beruflicher Bildung, lässt sich nur in begrenztem Maße quantifizieren und in monetären Einheiten bewerten. Kennziffern, wie sie in Betrieben oder auch der Bildungspolitik verwendet werden, können nur Hinweise geben, aber kaum einen ursächlichen Zusammenhang zwischen Bildungsaufwand und Nutzen belegen. In der Regel beschränken sich Betriebe darauf, die Zielerreichung festzustellen bzw. die Kunden- und Teilnehmerzufriedenheit zu überprüfen. 

Individueller, betrieblicher und kollektiver Nutzen

(11) Kennzeichnend für Bildungsinvestitionen ist der Umstand, dass der Nutzen nicht auf den Bildungsteilnehmer oder Zahler beschränkt bleibt. Regelmäßig ziehen auch Dritte, die sich an der Finanzierung von Bildung nicht beteiligt haben, einen Nutzen aus den Bildungsinvestitionen des Einzelnen. Die Bildungsökonomie spricht von externen Effekten oder Erträgen. 

· Teilnehmer geben ihre Kompetenzen informell an Familienmitglieder, Freunde, Bekannte oder Arbeitskollegen weiter. Insofern partizipiert das unmittelbare soziale Umfeld von der Bildung des Einzelnen. 

· Die Abnehmer betrieblicher Leistungen werden, sofern eine Überwälzung überhaupt durchgesetzt werden kann, nicht allein mit den betrieblichen Bildungsaufwendungen belastet. Die Kunden profitieren umgekehrt auch von den besseren Leistungen (z.B. Qualität, Schnelligkeit, Produktivität) des Unternehmens als Folge des Einsatzes qualifizierten Personals. 

· Übersteigen die Einkommen oder Erträge die Bildungskosten, wird damit zugleich ein Beitrag zum Anstieg des Sozialprodukts geleistet. In der Folge steigen damit auch die Steuerzahlungen an den Staat oder die Löhne der Beschäftigten. 

(12) Kennzeichnend für externe Effekte ist der Umstand, dass Nicht-Zahler vom Nutzen nicht ausgeschlossen werden können. Im Hinblick auf die betriebliche Bildungsarbeit besagt dieses Theorem, dass es sich für Betriebe vielfach nicht lohnt in breite, betriebsunspezifische Qualifizierungsmaßnahmen zu investieren. Zum einen verlassen qualifizierte Mitarbeiter das Unternehmen, weil sie in anderen Unternehmen höhere Löhne geboten bekommen. Zum anderen können bildungsabstinente Betriebe aufgrund der eingesparten Bildungsinvestitionen qualifizierte Bewerber durch das Angebot höherer Löhne leichter vom Markt rekrutieren. Aufgrund der externen Effekte fallen Bildungsinvestitionen folglich geringer aus, als dies gesamtwirtschaftlich notwendig wäre. Das Theorem der ”externen Erträge” liefert zugleich eine wesentliche Begründung für eine öffentliche Finanzierung von Bildung.

Diesem Argument ist mit Hinweis auf die Relevanz betrieblicher Bildungsinvestitionen für die Personalpolitik zu Recht widersprochen worden. Die Gegenthese besagt, dass Bildungsmaßnahmen ein wirksames Mittel für die Betriebe sind, Mitarbeiter dauerhaft an sich binden und damit die Nutzung von Bildungsinvestitionen zu sichern. Bildungsaktivitäten und Bildungsaufwendungen führen aus dieser Sicht zu einer erhöhten Loyalität bzw. einer verringerten Fluktuation der Mitarbeiter. Hinzu kommt das Transaktionskostenargument: Allein wegen marginal höherer Löhne wird kein Arbeitnehmer sein Unternehmen verlassen. Damit verliert die Forderung nach einer solidarischen Finanzierung eine zentrale argumentative Stütze.

(13) In der Realität sind weder die Zahler mit den Kostenträgern identisch noch sind die Kostenträger gleichzusetzen mit den Nutzern von Bildung. Ein Auseinanderfallen dieser drei Rollen ist vor allem dann festzustellen, wenn Bildungsmaßnahmen staatlicherseits oder von anderer Seite bezuschusst oder vollständig finanziert werden. Die Forderung nach einer kostenlosen Bildung hat geradezu die Konsequenz, dass Zahler, Kostenträger und Nutzer auseinanderfallen. 

(14) Bildung wird in der Bevölkerung in höchst unterschiedlichem Maße in Anspruch genommen. Chancengleichheit im Sinne gleicher Partizipation an Bildung ist jenseits der Schulpflicht nirgendwo realisiert und wohl auch kaum zu realisieren. Im Kern gilt immer noch der Grundsatz, dass bildungsferne Schichten auf allen Bildungsebenen mehr oder weniger stark unterrepräsentiert sind. Im Ergebnis führt diese Ungleichheit zu vielfältigen Ungerechtigkeiten. Wer beispielsweise ein Studium absolviert hat, bezieht im späteren Berufsleben häufig ein überdurchschnittliches (Netto)Einkommen; außerdem trägt er im Durchschnitt ein geringeres Arbeitslosigkeitsrisiko. Auf eine Formel gebracht bedeutet dies: Der junge Facharbeiter zahlt mit seinen Steuern die Ausbildung eines gleichaltrigen Arztes. Will er sich hingegen selber zum Meister weiterbilden, muss er dies weitgehend aus eigenen Mitteln finanzieren. Das Meister-Bafög ist nur eine schwache Hilfe, da die Zuschüsse später verzinslich zurückgezahlt werden müssen. 

Relevanz für die Bildungsfinanzierung

(15) Die Debatte um die Kosten-Inzidenz wird so geführt, als sei Bildungsfinanzierung ein Null-Summen-Spiel, als ginge es nur um die Weiterbelastung von Kosten. Dem Gesichtspunkt der Kosten-Inzidenz müsste zwingend aber der Gesichtspunkt der Nutzen-Inzidenz gegenübergestellt werden, um Aussagen über die Verteilung der finanziellen Lasten zu treffen. Die Konsequenzen sowohl in der einen wie auch der anderen Richtung sind jedoch so komplex, dass bereits auf der theoretischen Ebene kaum mehr gehaltvolle Aussagen möglich sind. 

(16) Ebenso wenig kann aufgrund der vielfältigen Refinanzierungs- und Überwälzungsmöglichkeiten sowie der externen Effekte empirisch belegt werden, welche Kosten in welcher Höhe von wem getragen oder an wen weiterbelastet werden. Alle Aussagen darüber, etwa in der Weise, dass letztlich die Verbraucher und Steuerzahler die Kosten tragen, sind weitgehend spekulativ. 

Die Debatte um die Kosten-Inzidenz mutet zuweilen wie ein rhetorisches Ablenkungsmanöver an. Offenbar soll damit eine höhere Kostenbelastung der Wirtschaft argumentativ vorbereitet werden. 

(17) Ein anerkannter bildungsökonomischer Grundsatz besagt, dass diejenigen, die den Nutzen der Bildung haben, auch die Kosten tragen sollten, zumindest aber angemessen zu beteiligen sind. Offen bleibt dabei, was jeweils unter einer angemessenen Kostenbeteiligung zu verstehen ist. In der Konsequenz führt diese Überlegung dazu, dass

· zumindest ein Teil der Kosten von den Teilnehmern an Bildungsmaßnahmen zu entrichten ist und

· staatliche Finanzierungssysteme von der Anbieter- zur Teilnehmersubventionierung übergehen sollten. 

Geeignete Instrumente zur Realisierung eines sozialverträglichen Finanzierungskonzepts wären deshalb unter anderem die Schaffung privater Bildungskonten, die Förderung des Bildungssparens, die Absicherung privater Bildungskredite sowie die Umstellung der Bildungsfinanzierung auf Gutscheine oder Voucher. 

(18) Betriebliche Bildungsinvestitionen könnten dadurch angeregt werden, dass die Möglichkeiten für arbeitsvertragliche Bindungs- und Rückzahlungsklauseln erweitert werden. Betriebe bräuchten dann den Weggang eines von ihnen qualifizierten Mitarbeiters und damit den Verlust der getätigten Humankapitalinvestitionen nicht zu fürchten. Das Bundesverfassungsgericht hat Bindungs- und Rückzahlungsklauseln bislang jedoch enge Grenzen gesetzt. Das Grundrecht der Freizügigkeit wird von den Verfassungsrichtern höher bewertet als ein möglicher wirtschaftlicher Verlust eines Unternehmens. Dies mag aus bildungsökonomischer Sicht fragwürdig erscheinen, muss als Rahmenbedingung aber akzeptiert werden. 

(19) Aus Sicht des Einzelnen wie auch der betrieblichen oder staatlichen Entscheidungsträger sind die Möglichkeiten einer Überwälzung von Bildungsaufwendungen in aller Regel nicht entscheidungsrelevant. Entscheidungsrelevant ist hingegen, ob ausreichend Finanzmittel (Liquidität) vorhanden sind und ob sich der finanzielle Aufwand bezahlt macht. Bildungsökonomische und das heißt makroökonomische Be- und Entlastungsanalysen sind nicht dazu angetan, an dieser Ausgangslage Wesentliches zu ändern.

(20) Das System der Bildungsfinanzierung muss sicherstellen, dass niemand aus finanziellen Gründen von der Teilnahme an Bildungsmaßnahmen ausgeschlossen wird. Kein System der Bildungsfinanzierung ist jedoch in der Lage, Gerechtigkeit in der Weise herzustellen, dass eine gleiche Beteiligung aller Adressaten an Bildungsmaßnahmen gewährleistet ist. Dies wäre nur dann der Fall, wenn die Präferenzen der Bildungsnachfrager im Großen und Ganzen gleich wären. Genau dies ist aber nicht der Fall. Aufgrund unterschiedlicher Sozialisationsprozesse, aber auch aufgrund unterschiedlicher individueller Erfahrungen ist die Bildungsmotivation sehr unterschiedlich ausgeprägt. Finanzielle Regelungen ändern daran wenig. Wenn die Autonomie des Einzelnen und seine Selbstorganisationsfähigkeit Ziel aller Bildungsmaßnahmen sind, muss letztlich auch ein gewisses Maß an Ungleichheit in der Partizipation an Bildung hingenommen werden. 
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